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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Vogel (Ennepetal), Dr. Marx, Dr. Jaeger, Dr. Miltner, Dr. Abelein, 
Dr. Klein (Göttingen) und der Fraktion der CDU/CSU 

betr. Deutsche Kommunistische Partei 


Nach Mitteilung der Bundesregierung und verschiedener Län- 
der werden die DKP und Organisationen und Einrichtungen in 
ihrem Einflußbereich jährlich mit erheblichen Mitteln - allein 
für die DKP selbst 1974 etwa 30 Mio DM - durch die „West- 
abteilung" der SED finanziell unterstützt. 

Die SED unterhält zur DKP und der SEW und deren Hilfsorga- 
nisationen enge „besondere" Beziehungen, die weit über den 
Rahmen sonst üblicher Solidarität zwischen kommunistischen 
Parteien hinausgehen. Die tätige Solidarität der SED kommt 
u. a. darin zum Ausdruck, daß allein im 1. Halbjahr z. B. 

Paul Verner, Politbüromitglied und Sekretär des ZK der SED, 
Prof. Dr. W. Pfaff, Lehrstuhlleiter am Institut für Gesellschafts- 
v/issenschaften beim ZK der SED, 

Prof. Dr. J. Kuczynski, SED-Wirtschaftswissenschaftler, 

Anita Gläser, Volkskammerabgeordnete, 

sowie der Vizepräsident des Kulturbundes der DDR, zahlreiche 
Referenten einschließlich solcher vom Institut für Internationale 
Politik und Wirtschaft, das eine wichtige Funktion in der sub- 
versiven Arbeit gegen die Bundesrepublik Deutschland ausübt, 
an öffentlichen und internen Veranstaltungen der DKP und 
ihrer Hilfsorganisationen wie der Marxistischen Arbeiterbil- 
dung, der Naturfreundejugend usw. teilnahmen. 

In der gleichen Zeit besuchten zahlreiche Parteifunktionäre 
einzeln und in Delegationen, aus Ostblockländern die DKP, die 
SEW und von ihnen getragene V^eranstaltungen in der Bundes- 
republik Deutschland einschließlich Berlin (West), z. B. 

Prof. Dr. Tschecharin, Rektor der Parteihochschule beim ZK der 
KPdSU, 

M. S. Gorbatschew, Mitglied des ZK der KPdSU, 
sowie Delegationen des Komitees der Sowjetfrauen, des Lenin- 
schen Komsomol und der V^ereinigten Polnischen Arbeiter- 
partei. 

Die Frage nach der V^ereinbarkeit dieser politischen, ideologi- 
schen und finanziellen Unterstützung mit dem innerdeutschen 
Grundvertrag muß auch nach Auffassung des früheren Bundes- 
innenministers gestellt werden. 
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Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Organisationen und Einrichtungen neben der DKP 
selbst und ihren Hilfsorganisationen SDAJ, Junge Pioniere 
und MSB Spartakus werden von der SED direkt oder in- 
direkt nicht nur politisch, sondern auch wirtschaftlich unter- 
stützt? Gehören dazu insbesondere nach der derzeitigen 
Kenntnis der Bundesregierung 

Deutsche Friedensunion, 

Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes / Bund der 
Antifaschisten, 

Deutsche Friedensgesellschaft / Vereinigte Kriegsdienst- 
gegner, 

Initiative Internationale Vietnamsolidarität, 

Vereinigung Demokratischer Juristen, 

Bund Demokratischer Wissenschaftler, 

Sozialistischer Hochschulbund, 

Pahl-Rugenstein Verlag, 

Röderberg Verlag, 

Nachrichten Verlag, 

Plambeck u. Co. Verlag, 

Brücken Verlag 
Weltkreis Verlag? 

2. Welche Argumente oder Gesichtspunkte können die massive 
politische, ideologische und finanzielle Unterstützung der 
DKP und ihrer Hilfsorganisationen durch die SED nach Auf- 
fassung der Bundesregierung rechtfertigen angesichts des 
Vertrages vom 8. November 1972 zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen Repu- 
blik, insbesondere des darin vereinbarten Respekts der Un- 
abhängigkeit und Selbständigkeit jedes der beiden Staaten 
in seinen inneren und äußeren Angelegenheiten? 

3. Wenn die dargestellte Unterstützung mit dem Vertrag vom 
8. November 1972 nicht in Übereinstimmung ist: was beab- 
sichtigt die Bundesregierung zu tun, um die DDR zu einem 
Verhalten zu bewegen, das mit dem Vertrag vereinbar ist? 

4. Sind die Aktivitäten von Parteifunktionären aus dem sozia- 
listischen Ausland in der Bundesrepublik Deutschland zu- 
gunsten der verfassungsfeindliche Ziele verfolgenden DKP 
und ihrer Hilfsorganisationen nach Auffassung der Bundes- 
regierung mit dem Verbot solcher politischen Betätigung 
von Ausländern, die die freiheitliche demokratische Grund- 
ordnung der Bundesrepublik Deutschland gefährdet, verein- 
bar und beeinträchtigen sie auch sonst keine erheblichen 
Belange der Bundesrepublik Deutschland? 

5. Wenn die Frage 4 verneint wird: wie rechtfertigt die Bun- 
desregierung die Erteilung von Einreisevisa für solche Funk- 
tionäre, und ist sie bereit, künftig diesen Funktionären die 
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Einreise zu verweigern, wie das die USA schon jetzt gegen- 
über DKP-Funktionären tun? 

Wenn die Frage 4 bejaht wird: Ist die Bundesregierung be- 
reit, Vorschläge zur Änderung des Ausländergesetzes vor- 
zulegen, die wenigstens künftig die Verweigerung der Ein- 
reise für solche Funktionäre gestattet? 


Bonn, den 1. September 1975 


Vogel (Ennepetal) 

Dr. Marx 

Dr. Jaeger 

Dr. Miltner 

Dr. Abelein 

Dr. Klein (Göttingen) 

Carstens, Stücklen und Fraktion 
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